
die USA die Beteiligung von Befreiungsbewe­
gungen nicht wünschen — kann die Pro­
gnose gewagt werden, daß der fertige Kon­
ventionstext eine EG-Klausel enthalten wird. 
Es ist allerdings damit zu rechnen, daß von 
der EG eine förmliche Erklärung verlangt wer­
den wird, über welche Kompetenzen sie im 
Bereich der Seerechtskonvention verfügt. 
V. Die Seerechtskonferenz wird am S.Au­
gust 1981 erneut zusammentreten. Die Ses­
sion soll in Genf stattfinden und vier oder fünf 
Wochen dauern. Die Vereinigten Staaten 
stimmten diesem Termin schließlich wider­
strebend zu, machten aber deutlich, daß sie 
ihre interne Überprüfung des Konventions­
entwurfs bis dann vermutlich nicht abge­
schlossen haben würden. NJP 

35. Generalversammlung: Ad-hoc-Ausschuß zur 
Ausarbeitung einer Söldner-Konvention einge­
setzt — Stoffsammlung (26) 

Schon fast ein Stück Zeitgeschichte ist der 
Einsatz von Söldnern gegen bzw. in afrikani­
schen Staaten; die Weltorganisation hatte 
sich seit 1966 bereits mehrfach mit dem 
Thema zu befassen. Es überrascht daher 
nicht, daß ein afrikanisches Land die Initiative 
für ein Übereinkommen gegen das Söldner­
unwesen ergriff. Der Entscheidung der 34. 
Generalversammlung, die Ausarbeitung einer 
derartigen Konvention in Betracht zu ziehen 
(UN-Doc.A/Res/34/140 v. 14.12.1979), folgte 
die Gründung des Ad-hoc-Ausschusses zur 
Ausarbeitung einer internationalen Konven­
tion gegen die Anwerbung, den Einsatz, die 
Finanzierung und Ausbildung von Söldnern 
mit Resolution 35/48 der Generalversamm­
lung vom 4. Dezember 1980. Das neue Gre­
mium (Zusammensetzung s. S.108 dieser 
Ausgabe) hielt vom 20. Januar bis zum 13. Fe­
bruar in New York seine erste Tagung ab; in 
seinem Abschlußbericht für die 36. General­
versammlung konnte es sich allerdings nicht 
auf Empfehlungen für das weitere Vorgehen 
einigen und beschränkte sich auf die Wieder­
gabe der Diskussion. 

Nigeria, das 1979 die Initiative eingebracht 
hatte, hatte für diese Zusammenkunft einen 
Vorentwurf erarbeitet (UN-Doc.A/AC.207/ 
L.3), der allgemein als brauchbare Arbeits­
grundlage begrüßt wurde. Er sieht strafrecht­
liche Maßnahmen gegen Söldner auf nationa­
ler Ebene vor, erkennt Söldnern den Kombat­
tanten- und Kriegsgefangenenstatus ab und 
übernimmt hinsichtlich der Begriffsbestim­
mung die Söldnerdefinition des Art.47 des 
I.Zusatzprotokolls zu den Genfer Abkommen 
(1977). Auf regionaler Ebene existiert bereits 
eine OAU-Konvention zur Beseitigung des 
Söldnertums in Afrika aus dem Jahre 1977. 
Der Ausschuß befaßte sich zunächst mit der 
Frage, ob eine möglichst gründliche Bearbei­
tung des Themas vorgenommen werden solle 
und demzufolge andere Instrumente wie die 
Konventionen gegen Geiselnahme bzw. Flug­
zeugentführungen in die Beratungen einzu­
beziehen seien oder aber möglichst schnell 
ein Übereinkommensentwurf auf der Grund­
lage des nigerianischen Vorschlags vorgelegt 
werden solle. 

Einigkeit konnte darüber erzielt werden, daß 
das Söldnerproblem nicht nur im Hinblick auf 
Afrika gesehen werden dürfe, sondern eine 
umfassende Lösung erzielt werden müsse. 
Einige Delegationen legten Wert auf die Fest­
stellung, daß nicht zwischen >bösen< und »gu­

t en Söldnern unterschieden werden könne; 
derartige Differenzierungen würden einen 
Rückfall in die Lehre vom gerechten Krieg be­
deuten, die als überwunden anzusehen sei. 
Andererseits wurde gefordert, daß die zu­
künftige Konvention der Aufstellung interna­
tionaler Freiwilligenkorps, die gegen Kolonia­
lismus, Rassismus, Apartheid und fremde 
Vorherrschaft im Einklang mit der Charta der 
Vereinten Nationen kämpfen, nicht entgegen­
stehen dürfe. Die neue Konvention solle sich 
auch nicht gegen ausländische Militärberater, 
die aufgrund vertraglicher Regelungen in 
fremden Ländern eingesetzt sind, und gegen 
die Rekrutierung von Ausländern für die 
Streitkräfte eines Staates richten. Dies er­
scheint im Hinblick auf die spanische und die 
französische Fremdenlegion bedeutsam. 
Besonderen Wert legte der Ausschuß auf die 
Definition des Söldnerbegriffs. Hierzu wurden 
im wesentlichen zwei Auffassungen vertre­
ten: Ein Teil der Delegationen sprach sich für 
die Übernahme der in Art.47 des I.Zusatzpro­
tokolls zu den Genfer Abkommen enthalte­
nen Definition aus, die im wesentlichen auf die 
Motivation des Kämpfers abstellt. Söldner ist 
danach derjenige, der an den Feindseligkei­
ten vor allem aus persönlichem Gewinnstre­
ben teilnimmt und eine wesentlich höhere 
Vergütung erhält als die gewöhnlichen Ange­
hörigen der Streitkräfte der Konfliktpartei mit 
vergleichbarem Rang. Diese Definition, so ein 
Teil der Ausschußmitglieder, sei das durch 
Konsens angenommene Ergebnis jahrelanger 
Verhandlungen, ihre Übernahme würde die 
Arbeit des Ausschusses erheblich erleich­
tern. Dagegen wurde vorgetragen, daß sie zu 
vage sei und auf den bewaffneten Konflikt als 
solchen abstelle, die zu erarbeitende Konven­
tion wende sich aber auch gegen die Tätigkeit 
von Söldnern außerhalb des bewaffneten 
Konflikts. Darüber hinaus erfasse diese Defi-

j nition nur den individuellen Kämpfer, ohne zu 
berücksichtigen, daß dieser oft nur das Werk­
zeug einer Interessengruppe oder eines Lan­
des sei. 
Die Delegationen waren sich jedoch darüber 
einig, daß keine den Genfer Abkommen und 
ihren Zusatzprotokollen widersprechenden 
Regeln in die zukünftige Konvention aufge­
nommen werden dürften. Dies soll wohl auch 
für die Mindestgarantie der menschlichen Be­
handlung im Sinne des Art.75 des I.Zusatz­
protokolls gelten. 
Breiten Raum nahm die Diskussion der Frage 
ein, unter welchen Umständen die Handlun­
gen eines Söldners zur direkten Verantwort­
lichkeit eines Staates führen sollen. Eine Lö­
sung dieses Problems ist zur Zeit nicht ab­
sehbar. 
Jedenfalls soll nach Auffassung des Aus­
schusses die Aktivität von Söldnern generell 
als (internationales) Verbrechen definiert wer­
den, was auch für die dahinterstehenden Indi­
viduen und Organisationen im weitesten 
Sinne gelten soll. Den Staaten soll es verbo­
ten sein, Rekrutierung, Ausbildung, Finanzie­
rung, Ausrüstung, Bewaffnung, Transport und 
Einsatz von Söldnern zu dulden oder gar zu 
unterstützen. Jegliche Propaganda für das 
Söldnertum soll verboten werden, der Einsatz 
von Söldnern in größerem Umfang soll als An­
griff im Sinne des Art.3(g) der Aggressions­
definition (UN-Doc.A/Res/3314 (XXIX) v. 14.12. 
1974) und schweres internationales Verbre­
chen angesehen werden. Vorgesehen ist 
schließlich die Zusammenarbeit der Staaten 
bei der Bekämpfung des Söldnertums. HHR 

Charta-Ausschuß: Deklarationsentwurf zur friedli­
chen Streitbeilegung — Staatenvorschläge zum 
Thema Frieden und Sicherheit (27) 

(Die folgenden Ausführungen setzen den Be­
richt in VN 3/1979 S.107 fort.) 
Die Vorbereitung einer Erklärung der Verein­
ten Nationen über die friedliche Streitbeile­
gung hat im Mittelpunkt der sechsten Tagung 
des Sonderausschusses für die Charta der 
Vereinten Nationen und die Stärkung der 
Rolle der Organisation (Zusammensetzung s. 
S.108 dieser Ausgabe) vom 17.Februar bis 
zum 14.März 1981 in New York gestanden. 
Daneben ist insbesondere auch über Staaten­
vorschläge zum Thema Frieden und Sicher­
heit beraten worden, unter besonderer Be­
rücksichtigung von Anregungen zur Funktion 
des Sicherheitsrats. Schließlich hat sich der 
Ausschuß auch mit einer Rationalisierung der 
Verfahrensweisen der Vereinten Nationen so­
wie der Fortschreibung des > Repertory of 
Practice of United Nations Organs< — es soil 
die Entscheidungsfindung bei den Überle­
gungen hinsichtlich einer Charta-Revision er­
leichtern und zur Kenntnis der Anwendung 
der Charta seitens der UN-Organe beitragen 
— auseinandergesetzt. Von der Gesamt-Re-
vision der Charta der Vereinten Nationen, die 
vor einigen Jahren im Mittelpunkt auch des 
öffentlichen Interesses stand, ist dagegen im­
mer weniger die Rede. 
I. Ein Entwurf für eine Erklärung über friedli­
che Streitbeilegung war auf der fünften Aus­
schußtagung (28.Januar — 22.Februar 1980) 
vorgelegt und sodann nach dem Tagungsort 
als >Draft Manila Declaration bekanntgewor­
den. Urheber waren Ägypten, El Salvador, 
Ghana, Indonesien, Nigeria, die Philippinen, 
Rumänien, Sierra Leone und Tunesien gewe­
sen. Der Entwurf hatte dem Ziel dienen — und 
Wege dazu weisen — sollen, daß Staaten ihre 
internationalen Streitigkeiten ausschließlich 
mit friedlichen Mitteln und unter Achtung ihrer 
jeweiligen nationalen Unabhängigkeit, Souve­
ränität und territorialen Integrität beilegen. 
Die UN-Generalversammlung meinte auf ihrer 
35. Jahrestagung, dieses Thema müsse zu 
den zentralen Anliegen der Staatengemein­
schaft gehören, und äußerte die Hoffnung, 
der Ausschuß werde den Deklarationstext auf 
der 36. Jahrestagung im Herbst 1981 vorle­
gen können (Resolutionen 35/160 und 35/164 
vom 15.Dezember 1980). 
Dazu wird es nun zwar nicht kommen, doch in 
dem Ausschuß ist immerhin über zahlreiche 
Passagen der vorgesehenen Erklärung Einig­
keit erzielt worden. Es zeichnet sich ab, daß 
die Deklaration aus zwei Abschnitten beste­
hen wird, nämlich einem ersten über allge­
meine Prinzipien mit etwa fünfzehn Absätzen 
sowie einem zweiten über die Rolle der Ver­
einten Nationen (sieben Absätze). Allerdings 
darf die Subtilität einiger unbereinigter Textal­
ternativen nicht über die Tiefe der zugrunde­
liegenden Meinungsverschiedenheiten hin­
wegtäuschen, mag es in einigen Fällen auch 
schwer fallen, den Hintergedanken der For­
mulierungskünstler auf die Spur zu kommen. 
Hier sollen nur einige Einzelpunkte aus dem 
recht umfangreichen Regelwerk herausge­
griffen werden. Wichtig sind die Leitlinien für 
die friedliche Streitbeilegung im dritten Ab­
satz des ersten Abschnitts. Dessen Satz 1 
könnte später lauten: »Internationale Streitig­
keiten werden auf der Grundlage der souverä­
nen Gleichheit der Staaten und in Überein­
stimmung mit dem Prinzip der freien Wahl der 
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